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.Fort mit dem Damoklesschwert der Ausweisung!

Diskussionsrede inder Debatte über den Bericht vom
Internationalen SozialistenkongrefJ in Stuttgart

18. September 1907

Die Fraget scheint mir im wesentlichen geklärt zu sein, beson-
ders nach den Ausführungen von Wurm und Kautsky. Ich möchte
nur auf eins hinweisen. Wenn man sagt, es komme auf die Worte
nicht an, sondern auf den Sinn, den man den Worten unterlegt, so
trifft das nicht ohne weiteres zu. Es können Worte einen ganz tra-
ditionellen Sinn bekommen, den zu mißachten ein schwerer tak-
tischer Fehler ist. Wer die allgemeine Volksbewaffnung in unserem
programmatischen Sinn mit dem Wort Militarismus bezeichnen
würde, würde mit Fug und Recht auf heftigen Widerspruch stoßen.
So steht's auch mit dem Wort Kolonialpolitik, 'das eine ga~z be-
stimmte historisch herausgewachsene Bedeutung besitzt, die wir
nicht ignorieren können. Und warum sollen wir das schmutzige
und blutige Wort Kolonialpolitik mit dem uns heiligen Wort
sozialdemokratisch verbinden? Wir wollen sozialdemokratische
Zivilisationspolitik, Kulturpolitik treiben! Das Wort: "sozialderilO-
kratische Kolonialpolitik" ist aber auch ein logischer Widerspruch
in sich selbst; denn das Wort "Kolonie" schließt bereits die Begriffe
"Bevormundung", "Beherrschung", "Abhängigkeit" ein.

Daß es sich hier aber nicht nur um einen sozusagen philologischen
Streit handelt, daß das Wort "Kolonialpolitik" von den Hauptbe-
fürwortern der Resclutionvan KQI[12jauch in diesem Sinne ge•

. . 1Gemeint ist die Stellungnahme desParteitages zur Haltung der.deutscllim~'
Delegation auf demStuttgarter Kongreß der II. Internationale zur Re'solu~
tion über die Kolonialfrage. Die Red.
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meint ist, beweist die Betonung der Notwendigkeit, die niederen
Völker gegebe~enfalls zu bevormunden, ja, ihnen mit Waffenge-
walt gegenüberzutreten. Also kein bloßer Streit um Worte, son-
dern eine sachlich ernste Auseinandersetzung. Wir können uns
beglückwünschen, daß in Stuttgart die sogenannte Minoritätsreso-
Iution [13] angenommen worden ist.

Ich habe mich zum Worte gemeldet, um einige Ausführungen
über die Frage der Ein- und Auswanderung zu machen, die in der
Diskussion etwas kurz weggekommen ist. Ich möchte Ihre Auf-
merksamkeit auf die eminente Wichtigkeit dieser Frage lenken.
Ich habe viel Gelegenheit, die Misere der Einwanderer in Deutsch-
land und insbesondere ihre Abhängigkeit von der Polizei zu beob-
achten, und ich weiß, mit welchen Schwierigkeiten diese Leute zu'
kämpfen haben. Ihre Vogelfreiheit sollte gerade uns deutsche So-
zialdemokraten besonders veranlassen, uns mit der Regelung des
Fremdenrechtes, besonders der Beseitigung der Ausweisungs-
schmach, schleunigst und energisch zu beschäftigen. Es ist ja be-
kannt, daß die gewerkschaftlich organisierten Ausländer mit VOr-
liebe ausgewiesen werden.

In jüngster Zeit habe ich in meiner Praxis folgenden Fall erlebt,
der zugleich ein Schlaglicht auf unsere agrarische Privilegienwirt-
schaft wirft: Ein russisch -polnischer Vergolder nimmt in Rum-
melsburg Stellung als Vergolder.' Kurz darauf erhält er vom
Amtsvorsteher eine Verfügung, er solle sich innerhalb 14 Tagen
als landwirtschaftlicher Arbeiter verdingen, widrigenfalls werde
er:.ausgewiesen. ("Hört! Hört! ") .Ich habe dagegen alle zulässigen
Rechtsmittel ergriffen. Ich habe gesagt, die "Verfügung" verstößt
aufsgröbste g~gen Gesetz und Recht. Man hat erwidert: Die "Ver-
fügung" entspreche den "beste~endenBestimmungen". Auf mein
~i~derholtes Yerlangen" mir diese "Bestimmungen" wenigstens zu
b~i,~ichnim,'hat man einfach nicht reagiert'. Jetzt schwebt die Sache
J'i~fti(~'Nei:V~~w~~tliilgsgeHch.t,:·Na.r.i1~ntlichdie, russischen .Auewan-.
de~~';l;efiiJ(ieii sich' in einer sehr schwierigen Position.
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Die Resolution des Stuttgarter Kongresses bestimmt auch über
unsere Stellung zur Ausweisungsfragel'v ; darauf sei hier nach-
drücklich hingewiesen. Sie enthält unter Ziffer 3 des Minim~F"-
progranuns die Abschaffung aller Beschränkungen, welche TYev
stimmte Nationalitäten oder Rassen vom Aufenthalte im Lande
und den sozialen, politischen und ökonomischen Rechten der Ein-
heimischen ausschließen. Hierzu war von Ungarn ein Zusatzantrag
gestellt, wonach die Ausweisung den Garantien einer gerichtlichen
Entscheidung unterworfen werden sollte. Dieser Antrag wurde
.zurückgezogen, nachdem Übereinstimmung darüber erzielt war,
daß durch die erwähnte Ziffer 3 die Beseitigung des gesamten
Ausweisungsrechtes gefordert sei. Die Kongreßresolution fordert
also die völlige Gleichstellung der Ausländer mit den Inländern
auch in bezug auf das Recht zum Aufenthalt im Inlande. Fort mit
dem Damoklesschwert der Ausweisung! Das ist die erste Voraus-
setzung dafür, daß die Ausländer aufhören, die prädestinierten
Lohndrücker und Streikbrecher zu sein. Die Beschäftigung mit
der Wanderungsfrage ist ein Ruhmesblatt für den Internationalen
Kongreß. Das Problem ist jedoch noch nicht entschieden, die Stutt-
garter Resolution ist nur ein erster Schritt auf diesem Gebiet.

Ich bitte Sie, alles Ihnen zugehende Material in der Presse zu
veröffentlichen, damit wir eine der wichtigsten Fragen im wirt-
schaftlichen und politischen Kampfe des Proletariats sachdienlich
und gerecht lösen können. Der Ernst dieser Frage darf nicht ver-
kannt werden. (Beifall.)


